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Vorlage Nr. 101.18.1667 

 

 

Berücksichtigung der Wassergebührenerhöhung bei der Angemessenheitsgrenze 

der Kosten der Unterkunft (KdU) 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Die Wassergebührenerhöhung wird rückwirkend ab dem 1. Januar 2020 bei der 

Angemessenheitsgrenze für die Kosten der Unterkunft berücksichtigt. Dabei 

wird sichergestellt, dass auch bei den Haushalten, bei denen die Umgestaltung 

der Gebührenerhebung zu besonders starken Kostensteigerungen geführt hat, 

die Erhöhung in vollem Umfang berücksichtigt wird. Die 

Angemessenheitsgrenzen sind entsprechend zu erhöhen.  
 

 

Begründung: 

 

Zum 1. Januar 2020 ist eine neue Wasserversorgungssatzung in Kraft getreten. 

Diese hat bei Privathaushalten zu erheblichen Gebührenerhöhungen geführt.  

 

Bei Einpersonenhaushalten beträgt die Erhöhung der Wassergebühren bis zu 90 

Prozent (siehe Antwort auf die Anfrage der Kasseler Linken zur 

Wassergebührenerhöhung Vorlage Nr.: 101.18.1566). Die Erhöhung ist bei der 

Neuberechnung der Angemessenheitsgrenze für die Kosten der Unterkunft im Jahr 

2019 nicht einberechnet worden. Dadurch müssen aktuell viele Menschen, die 

Sozialleistungen beziehen, die Erhöhung der Wassergebühren aus dem Regelsatz 

finanzieren der eigentlich zur Finanzierung von Lebensmitteln und 

Toilettenartikeln gedacht ist. Das stellt einen Eingriff in das Existenzminimum der 

betroffenen Menschen dar.  

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 




